
1.Beiblatt 14 .. Juli 1950. 
~ 

In der heutigen Sit~une des Nationalrates wurden 7 Anfraeen u.nd 1 .Antrag 
eingebracht. 

/' 
If!J A n fra g e 

der Abgo H art 1 e b unu Genossen 

an den Bundeskanzler 

bezüglich Gesta.Itung der d.em Nationalrat vorgelegten Regierungsvorlagen und 

deren zeitliche Einbringung .. ' 

Der erstgefertigte Anfragesteller ha.t schon in den letzten Monaten im. 

Parlament wiederholt darauf hinGewiesen, d.ass die E:däuterUngen und Beeründun-, 
,:;' 

gen der von der Regierun& im Parlament eingebrachten Vorlagen und Gesetzent-

würfe in der Regel äuss'~rst mangelhaft sind und dem Abge'ordneten, der gezwungen 

ist, durch seine.AJ)S'i;!mmune eine Verantwortung zu übernehmen, fas.t nie in die 

-Lage verse"tzen,.sich über die Tracweite der .Annahme oder Ablehnung ein Urteil 

zu bilden, wenn es ibm nicht selbst gelingt, sich aus Nachschlagewerken,'älte­

ren Gesetzestexten oder durch Befragung von Kammern, amtlichen Stellen und 

Fachleuten jene Unterlagen und Daten in Erfahrtmg zubringen, die zur richtigen 

Beurteilung der zu entscheidenden Fragen unbedingt notwendig sind. Solche 

Erhebungenierfordern nicht'nur für den einzelnen Abgeordneten viel Zeit und 

Mühe, sondern sind auch für die befragten Stellen eine gr~sse Belastung und 

müssen sich bei Ämtern, Kammern und sons~igen in Betracht kommenden Organisati­

onen als Störung des normalen Geschäftsbetriebes ausWirken. 
, . - /' 

Dem körlnte wirksam begegnet und viel zusätzliche Verwaltungsarbeit, damit 

aber auch Kosten erspart werden, wenn das Ministerium, von dem die Vorlage ausgo­

arbeitet Wird l in,die ErläuterU!leen und Begründungen derselben von vornherein 

möglichst alles Wesentliche aufnimmt 9 was zur Beurteilung notwendig ist, Soweit 
, . 

es sich um Stellungnahmen von Berufsvertretungen und K.ern hand.elt, ist dies 

umso leichter möglich, als-diese ja ohnehin bei jedem nauen und bei jeder wesent­

lichen Änderung eines alten Gesetzes ihre Stellungnahme abzugeben haben. Es ist 

nicht einzusehen, warum die Ansichten dieser Vertretungskörperschaftenvor den 

Abgeordneten geheim gehalten werden sollen" Eine kUrze mündliche Mitteilung 

seitens RGgierungsvertreter über solche Gutachten arilässlicll von Ausschussberr:f7 

• tungen bilden keinesweB3 einen hinreichenden Ersatz, umsomehr als sie meist nur 

in aller Eile und.oberflächlicherfoleen<> . 

Dazu kommt, dass es immer wiedor vorkor:JIllt;l d.ass Gesetzentwürfe - darunter 
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2.,Boiblatt Beiblao~t zu:; _?arla.Elentskorresponc1enz~ 14 .. Juli 1950" 

, solche von wei t'tr2.conc1el' BGdeutuTIG u.."l.CL ni 1; Ulufangreichem, schwierigem Inbal t·-, 
c1ie in der Resie;rung undzwischon de21 Koali tio:r1sparteien viele lJIonate lang 

beraten wu:rden~ im Parlamcl,t aufgeleGt und oft 8eb,on wenige Stunüenspäter im 

Ausschuss zur :Ek3ratung gestellt wer{Lenc Oft sind es nichrere solche Vorlagen 

an einem Tage .. 

Die Abgeordnetcl1 y vJ:..üöhe nichtei:ner Regierungspartei angehören~ werden 

dadurch in die Zwaneslacc vel'setzt~ zu Vorlagen St-e1lung nehmen zu müssen, die 

äusserst mangelhaft begründet und erläutert sind9 ruUle dass ihnen die notwendigo 

Zeit "bleibt, selbst EI'he1:n.mgen durchzuführen und genaue Beratungen im Klub zu. 

pflegen" Häufirr wurden clann im züstänrlicen J1usschuss zur Beratung Unterausschüs­

se gewählt und der ÖPIIositionspa2:tei in diesen jede VGrtretung bis in die 

letzten Wochen verweigert, so dass auch do:::t jedo 1Jlitaroeit unmöglich war. Das 

Ergebnis dieser UnterausschussberatUl1BCn vlurcle öfte:;s erst zu Beginn einer 

Ausschussi"trzu_ng mitgoteil t, so dass wied.er keine Z-ei t zu überlegungen oder 

Beratungen im Klub verbliebe Wird n~ch llbschluss der Ausschus~beratungen im 

. Klub noch ein Mangel oder ein "bel'GehUgtes Bedenken festgestell t j so weigerl1l 

sich die" Vertreter der beiden Koalitionsparteien rCigelmässi& einen bei der 

zweiten Lesune; im Parlament eingebrac:1te~1 ,Antrag als geschäftsordnunesmässig 

anzuerkennen;lr.it der Begritl1dune~ (lass derselbe auch schon im Ausschuss hätte 

gestellt werden müsseno 

Um bezüglich der nangelhaften EeeI'Ülldung und Erläuterung von Regierungsvor­

lagen nur ein paa;r Beispiele anzu:tühren~ sei folgendes erwähnt: 

In d8r Beilage 1 lIBul1.cles1'i21anzgesetz 1950" ist im Kapitel 27, Ti tel 2 

(Salzmonopol )t w~der im BU~ldosfinanzgesetz selbst J ~lOch im Teilheft oder in den 

Erläuterungon ausser denroih ßol6.mässigen Angaben über di~ Einnahmen und Aus­

gaben und derer .... Unterteilung ein~ Wort d.c.rüber gesagt,wieviel von den einzelnen 

Erzeugnissen (Koehsalz~ ViohsalE~ Steinscl.z) :'lßch dem Erzeugungsplan, auf dem 

der Voranschlacberuhtt erzeugt 'liwJ:'den dürften1 wie hoch sich die Erzeugungs­

kost0n für die einzelnen Sor"!'icll1 stellen, zu welchem P!'eis dieselben im Inland 

abgegeben werden und. welche lIüJ:lgon oxportiert werden,bzw. welche Preise im 

Export erzielt werden" Man ist Ye:.~sucht zu glc.uben, dass damit die Abgeordneten 

mi t. Absicht darüber ge"bäuscht wordolC sol1en~ dass der östorreichische Staat das 

Salz um ungefähr den halhGn SelObstkostenpreis in gro$sen Mengen exportiert 

und von den InlandsvorbI·al.1.chen'l den zeh:''lfacheYl Exportpreis verlangt. 

Bei den Bu..Y:ldesforsto!J. (Kapi.-ceü 28;; Ti tel 3) \vird man in allen Vorlagen 

(Bundesfinanzgeset2i~ ~leilhe'ft c:iol1d. E:rläl.:tol'un::;on) vergeblich nach einer .Angabe 

suchen, aus deroan entnehmen könn;;oj wie os in den einzelnen Teilen der 

Bundesforste mit der Vliodexmlfforstun15, mit ilem Zuwachs, mit den Br;i;ngungs-
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kosten usw" steht!) el1ensüw8~üG Vj"ie man erfährt, welche HeIzarten und Hclzsorti­

mente geerntet vverd.ey~ sollen 1.1.n(l welche Verkaufspreise bei don einzolnen Sorti­

menten der Erstollung dOß VoranschlaGes zuerundegel&-gt wurden., Schon gar nicht 

eine .AnGabe di1rübei~ in welcheLl Zustande (ob rund~ als Schnittholz u .. dgl,,·) das 

Holz verkauft werden soll o,ler ob es für den Inlandsmarkt ode:!:' für eine bestimMte 

hportrichtung bereitgestellt wirdo Die für die Beurteilune des Ertraß'os weni­

ger wichtigen .Angaben über die Zahl. der Häuser, Nebengebäude usw.sind enthalte.u, 

dagGgenkein Wort über die in den Fors:ten eingetretenen Schäden und die tB:ageB'en 

ergrJbffenenMassnahruen und deren EY·foleo Dies/ obwolü die Zeitungen in den 

letzten Jahren ga:r nicht seI tel": von grösserGn Schäden durch Insekten zu berich-

ten wussten<, 

Ein anderes Beis:pielg Beilace 120 brachte eine lJovellierune des Zollge­

setzes, sie wurde clrinßGl1L1.~ weU VeI'handlungell bezüglich Bei tri tt zum Gatt­

Abkommen beyorstaricl8!l~ eine Angelegenheit, welche vongrösster Bedeutung für 

die Wirtsohaftliche Entwicklung in österreich ls-b e In .der Vorlage, die eine 

Aufwertung der a.lten~ aus den Zwanzigerjahren sta~menden autonomen Zollsätze 

auf da.s 4,69i1'!-fache beinhaltet, wirdd.as Gatt-'-.Abkommcm nur mit ein paar Sätzen 

erwähnt. 

Jede .Angabe dar-über 5 wievielo Staaten diesem Abkommen bisher beigetreten 

sind, über mine bisherigenA1.::.swirku.ngen oder ü"ber die von anderen Staaten zu 

diesem Zwecke getroffenen Vorkehrungen fehlt" 

Solche Beispiele kÖlmten nach DutzendenangefUh:J;t werden .. Sie alle bewei­

sen, dass die Regierung kGinen Wert darauf leet1clie.Abgeordneten davon zu über­

zeugen J das~ die von der Regiexung vorgeschlagenen Massnahmen richtig sindo 

: Man scheint es lieber zu haben~ wenn sich die .Abgeordneten gar nicht in die 

Vorlagen vertiefeni sondern blind ja oder nein dazu saeen. 

Diese.Vorgangsweiso stellt aber auch eine dem Goiste der Demokratie und 

unserer Verfassung cli:.:'ek~; widersprechende Missachtung der vom Volke gewählten 

Abgeordneten durch die Regierung daTe Sie ist geeignet, die Arbeit der gesetz­

gebenden Körpe:rschaft im unGÜnstigsten Sinne zu beeinträchtigen, die im·Inter­

esse des Staates gelegenü ZusaIlli'1lenarbeit zwischen Gesetzgebung und Vollziehune 

unmöglich zu machen unel das :Ansehen c.es Pa:damentes zu schädigen, indem man es 

zu einer A"bstirnmungsmascM.l1.e· clegrac"iert o 

Es ist eine seI bstverstäntlliche Pflicht eines jeden Abeeorclneter; gegen 

derartj.ge Erscheinungen entschieden StellunG zu nehmen unel auf deren Abstel1ung 

zu dringen/> 

Aus diesem Grunde steIler- elie sofertlgtenAbeeordneten an elen Herrn 

Burideskanzler als Chef der Regi8~~ne die 
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4. Beibl.f1tt Beiblatt zur Parlamentskorrospondenz. 14. Juli 1950. 

~ n f L_a .ß. e ~ 

Ist der Herr Bundeskanzler bereit, durchentspreohende Einflussnahme auf alle 

Ministerien die Abstellung der oben aufgezeic;ten Übelstände mit q,11en Mitteln 

- anzustreben und insbesondere dafür zu sorgen,_ dass 

l~) bei allen Regierungsvorlagen ausreichende Erläuteruneen den Gesetzent­

~rfen angeschlossen werden; 

2.) den Abgeordneten auch die Gutachten der Berufsvertretungen und Kammern 

rechtzeitig unc1vo1linhaltlioh sohriftlioh zur Kenntnis gebraoht werden;,; 

3.) bei Berichten über staatliche Betriebe nicht nur die geldmäsaigen 

Erfolgsziffern, sondern auch die zur Beurteilung des Betriebserfolges notwendi­

gen ~onstigen Aneabe~, wenn nicht anders möglich,_durch.Bekanntgabe der letzten 

Erfolgsziffern, zur Verfügung gestellt werdenj 

4.) be1Vorlagen handelspolitischer Natur alle der Regier~g bekannten 
-

Umstände, welche zur richtigen Beurteilung notwendig sind, auch wenn es sich uni 

Massnabmenanderer Staaten handelt, in die Erläuterungen aufgenommenwerdenj 

5,,) bei Vorlagen, welche eine neue Belastung für die Gesamtheit oder für 

einzelne Teile des Volkes bringen, in die Erläuterungen möglichst gonaue Angaben 

über die voraussichtliche Höhe der neuenBelastung aufßUJlehmen; 

6.) dafür zu sorgen, dass Regierungsvor1ae;en, äeren Erledigung dringemd 

oder befristet ist,so rechtzeitig eingebracht werden, dass auch der Opposition 

die MÖ61ichkei t einer g<mauenund gewissenhaften Beratung, sowie tier Befragung 

von Fa.chleuten und Interessenvertretunoen gewa.hrt bleibt, ehe sie gezwuIlßen ist, 

zur Vorlß,ge Steilung zu nehmen; 

1q) von dem verwerflichen Systera des Durchpei tsehens wichtiger Vorlagen e1n 

für allemal Abstand zu nehmen. c 
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